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Gemeinde Garrel
Bebauungsplan Nr. 170 "Zum Strand"
mit örtlichen Bauvorschriften

Gemeinde Garrel
Landkreis Cloppenburg

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und aufgrund des § 58 (2) Satz 1 Nr. 2  
des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), in der jeweils aktuellen Fassung, hat der 
Rat der Gemeinde Garrel in der Sitzung am 18.12.2023 den Bebauungsplan Nr. 170 "Zum Strand", bestehend 
aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften als Satzung 
beschlossen.

.................................
Bürgermeister

Garrel, 01.07.2024

VERFAHRENSVERMERKE

PLANUNTERLAGE

PLANVERFASSER
Der Bebauungsplan Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften wurde ausgearbeitet vom 
Planungsbüro Diekmann • Mosebach & Partner, Rastede.

Rastede, 06.06.2024 .................................
 (Unterschrift)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Garrel hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 05.05.2022 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Garrel, 01.07.2024 .................................
Bürgermeister

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Garrel hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 nach Erörterung dem 
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften und der Begründung 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der Auslegung 
wurden gem. § 3 Abs. 2 BauGB am 03.05.2022 ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften hat mit der Begründung vom 
24.07.2023 bis zum 25.08.2023 gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen und war auf der Internetseite 
der Gemeinde einsehbar.

Garrel, 01.07.2024 .................................
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde Garrel hat den Bebauungsplan Nr. 170 "Zum Strand" bestehend aus der 
Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen sowie den örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der 
Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 18.12.2023 gemäß § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen. Die Begründung wurde ebenfalls beschlossen und ist dem Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB beigefügt.

Garrel, 01.07.2024 .................................
Bürgermeister

(Siegel)

INKRAFTTRETEN
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften ist gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB am 04.07.2024 ortsüblich bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan Nr. 170 "Zum 
Strand" ist damit am 04.07.2024 rechtsverbindlich geworden.

Garrel, 05.07.2024 .................................
Bürgermeister

VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN
Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen 
Bauvorschriften ist gemäß § 215 BauGB die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen des 
Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" und der Begründung nicht geltend gemacht worden.

Garrel, ......................... .................................
Bürgermeister

BEGLAUBIGUNG
Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" mit örtlichen Bauvorschriften stimmt mit der 
Urschrift überein.

Garrel, 10.07.2024 .................................
Bürgermeister

PRÄAMBEL UND AUSFERTIGUNG

HINWEISE
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelalterliche und

frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen,
Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzenfrafionen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes
meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis
Cloppenburg oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege - Abteilung Archäologie -
Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 / 20576615 unverzüglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen
sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu fragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen und
Bodenverunreinigungen zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkreises
Cloppenburg zu benachrichtigen.

3. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind diese
umgehend der zuständigen Polizeidienststelle, dem Ordnungsamt oder dem Kampfmittelbeseitigungs- 
dienst direkt zu melden.

4. Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgenden Bodenschutzes
zu beachten, d.h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grundstückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet,
Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu
ergreifen (Grundpflichten gemäß § 4 BBodSchG). Anfallendes Bodenaushubmaterial darf am
Herkunftsort wieder verwendet werden, sofern die Regelungen der Bundesbodenschutzverordnung,
insbesondere die Prüf- und Vorsorgewerte dem nicht entgegenstehen. Der Bodenaushub ist Abfall im
Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Er ist vorrangig einer ordnungsgemäßen und schadlosen
Verwertung oder Beseitigung zuzuführen.

5. Anfallende Baustellenabfälle sind stofflich zu verwerten und hierfür getrennt zu halten. Abfälle, die nicht
verwertet werden (d.h. Abfälle zur Beseitigung) sind dem Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises
Cloppenburg nach Maßgabe der jeweiligen Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Cloppenburg
zu überlassen. Soweit hiernach keine Überlassungspflicht besteht, sind die Abfälle anderen
zugelassenen Entsorgungseinrichtungen zuzuführen. Sofern mineralische Abfälle (Recyclingschotter und
Bodenmaterial) für geplante Verfüllungen oder Versiegelungen zum Einsatz kommen sollen, gelten die
Anforderungen der LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall Nr. 20 "Anforderungen
an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen").

6. Die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung ist während des Fortpflanzungszeitraums vom 01. März bis
zum 15. Juli unzulässig. Darüber hinaus ist diese in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September
unzulässig, sofern Gehölze oder Bäume abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder beseitigt werden oder
Röhrichte zurückgeschnitten oder beseitigt werden. Die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung ist in den
Zeiträumen jeweils nur zulässig, wenn die untere Naturschutzbehörde zuvor nach Vorlage
entsprechender Nachweise der Unbedenklichkeit auf Antrag eine entsprechende Zustimmung erteilt hat.

7. Innerhalb des Geltungsbereiches sind die Bestimmungen des § 39 BNatSchG (Allgemeiner Schutz wild
lebender Tiere und Pflanzen) in Verbindung mit § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte
und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) zu beachten.

8. Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Wasserschutzgebietes Thülsfelde, Zone III A. Die Verordnung
über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO), die Verordnung über die Festsetzung
eines Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen (Fassungen A, B, D, E und F) des
Wasserwerkes Thülsfelde des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (OOWV) (- Wasser- 
schutzgebiet Thülsfelde -) sowie die Vorgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen (AwSV), in den jeweils gültigen Fassungen, sind zu beachten.
Die Wasserschutzgebietsverordnungen sowie die dazugehörigen Karten können auf der Internetseite des
Landkreises Cloppenburg unter folgendem Link eingesehen werden:

https://lkclp.de/bauen-umwelt/wasser-abwasser/wasserschutzgebiete.php

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1 : 1.000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

Katasterverwaltung

©  2023

Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN),
Regionaldirektion Oldenburg-Cloppenburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters (Az.: P21003; Stand vom 17.04.2023). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Cloppenburg, 10.06.2024   .......................................
             M. Sc. Axel Timmen

(Öffentl. best. Verm.-Ing.)

1. Art der baulichen Nutzung

PLANZEICHENERKLÄRUNG

2. Maß der baulichen Nutzung

0,4

abweichende Bauweise

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

7. Sonstige Planzeichen

a

zulässige Grundflächenzahl (GRZ)

Baugrenze

Allgemeines Wohngebiet (WA)

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

FH £ 9,00 m maximal zulässige Firsthöhe (FH)

5. Grünflächen

private Grünflächen

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

M 1 : 1.000

(Siegel)

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO sind die zulässigen

Nutzungen Nr. 2 gem. § 4 (2) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 (5) BauNVO).

2. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO sind die
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 (3) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes
(§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

3. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO beträgt die
Mindestgröße der Baugrundstücke 550 m² (§ 9 (1) Nr. 3 BauGB).

4. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO sind je Wohngebäude
maximal zwei Wohneinheiten zulässig. Sofern als Einzelhaus mehrere Wohngebäude
aneinandergebaut werden, ist je Wohngebäude maximal eine Wohneinheit zulässig (§ 9 (1) Nr. 6
BauGB).

5. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete gem. § 4 BauNVO darf die Grundflächenzahl
gem. § 19 BauNVO für die in § 19 (4) Satz 1 BauNVO genannten Anlagen von bis zu 25 %
überschritten werden.

6. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gelten für bauliche Anlagen folgende
Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):

Oberer Bezugspunkt:
Firsthöhe (FH): Obere Firstkante

Unterer Bezugspunkt: Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der nächsten Erschließungsstraße im
Endausbauzustand, gemessen senkrecht zur Mitte der zu erschließenden 
Straße zugewandten Gebäudeseite.

7. Auf den straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen und überdachte
Stellplätze (Carports) gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gemäß § 14
(1) BauNVO nicht zulässig, ausgenommen bleiben Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis 1 m².
Darüber hinaus sind Garagen und überdachte Stellplätze gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen
gem. § 14 (1) BauNVO auf den rückwärtigen nicht überbaubaren Grundstücksflächen allgemein
zulässig (gem. § 23 (5) BauNVO).

8. Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO ist für jedes
Baugrundstück je Wohneinheit eine Zufahrt von max. 5,00 m Breite zulässig. Für Eckgrundstücke, die
durch zwei Straßen erschlossen werden, ist pro Erschließungsstraße eine Zufahrt von max. 5,00 m
Breite zulässig (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB).

9. Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete (WA) sind in der festgesetzten abweichenden Bauweise (a)
gem. § 22 (4) BauNVO Einzelhäuser mit einer Gebäudelänge von maximal 16,00 m zulässig. Garagen
gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auf die Gebäudelänge nicht
anzurechnen. Die Grenzabstände regeln sich nach der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO).

10. Das anfallende Oberflächenwasser der Grundstücke ist auf den Baugrundstücken zu versickern oder
gedrosselt in die weiteführende Vorflut einzuleiten (§ 9 (1) Nr. 16 a) BauGB).

11. Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche II - III  (LPB II - III) gem. DIN 4109-1, Tab. 7, sind
als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr.
24 BauGB beim Neubau bzw. baulichen Änderungen von Aufenthaltsräumen von Wohnungen sowie
von Büroräumen u. ä. die folgenden resultierenden Schalldämm-Maße R`w,res       durch die Außenbau- 
teile (Fenster, Dächer und Wände) einzuhalten:

Lärmpegelbereich II:
Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf. R`w,res = 30 dB

Lärmpegelbereich III:
Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf. R`w,res = 35 dB

Die Berechnung der konkreten Dämmwerte im Genehmigungsverfahren erfolgt unter Berücksichtigung 
der DIN 4109-1 und -2. Die aufgeführten, bewerteten, resultierenden Luftschalldämm-Maße dürfen vom 
Luftschalldämm-Maß der gesamten Außenbauteile eines schutzbedürftigen Raumes nach DIN 4109-1 
nicht unterschritten werden. Auf der lärmabgewandten Seite kann ein um 5 dB(A) geringerer 
Beurteilungspegel angenommen werden.

12. Innerhalb des Lärmpegelbereiches III sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche
Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB Außenwohnbereiche (Terrassen,
Balkone, Loggien etc.) nur auf der zur Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite auszurichten oder durch
geeignete bauliche Maßnahmen zu schützen.

13. Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche II - III (LPB II - III) gem. DIN 4109-1, Tab. 7 sind
als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr.
24 BauGB die Fenster schutzbedürftiger Wohnräume (z. B. Wohn- und Schlafräume) an der zur
Lärmquelle (hier: Friesoyther Straße B72) zugewandten Gebäudeseite mit schallgedämmten
Lüftungssystemen auszustatten. Die erforderliche Gesamtschalldämmung der Außenfassaden muss
auch im Lüftungszustand (z. B. durch schallgedämmte Lüftungssysteme oder Belüftungen über die
lärmabgewandte Fassadenseite) sichergestellt werden. Die aufgeführten Mindestanforderungen
müssen auch nach Einbau der schallgedämmten Lüftungssysteme eingehalten werden. Alternativ kann
eine zentrale Belüftung für sämtliche Räume eingerichtet werden.

14. Innerhalb der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen gem. 9 (1) Nr. 25 a BauGB sind standortgerechte Gehölzanpflanzungen
(Strauchhecken) aus einheimischen Arten anzulegen und auf Dauer zu erhalten. Die Anpflanzungen
sind in der auf die Fertigstellung der baulichen Maßnahme folgenden Pflanzperiode durchzuführen.

Zu verwendende Pflanzenarten:
Sträucher: Weißdorn, Schwarzer Holunder, Faulbaum, Haselnuss, Schlehe, Hartriegel,

Pfaffenhütchen
Qualitäten:
Sträucher: leichte Sträucher, 1x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm

15. Innerhalb der festgesetzten Flächen mit Bindung für die Bepflanzung und die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 b BauGB ist der vorhandene
Gehölzbestand zu schützen, zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Vorhandene und entstehende
Lücken im Gehölzbestand sind durch Neuanpflanzungen mit standortgerechten, heimischen
Laubbäumen zu schließen. Abgänge aufgrund einer Befreiung sind adäquat vom Eingriffsverursacher
zu ersetzen.

16. Die entlang von Wallhecken (gem. § 22 (3) NAGBNatSchG geschützte Landschaftsbestandteile) im
Plangebiet festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind als halbruderale Gras- und Staudenflur /
artenreiche Saumgesellschaft zu entwickeln (Wallheckenschutzstreifen). Innerhalb dieser Fläche sind
Überbauungen, Versiegelungen, Verdichtungen, Bodenaufschüttungen und Bodenabgrabungen,
Boden- und Materialablagerungen jeglicher Art unzulässig.

Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

WA

Straßenverkehrsflächen

4. Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

Sondergebiet; Zweckbestimmung: CampingplatzgebietSO
Campingplatzgebiet

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN gem. § 84 (3) Nr. 3 NBauO
1. Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gem. § 84 (3) NBauO über die Gestaltung

ist mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 170 "Zum Strand" identisch.

2. Einfriedungen sind zwischen den Verkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen als frei
wachsende oder geschnittene Hecken aus standortgerechten, heimischen Gehölzen zu gestalten.
Dabei sind nur folgende Gehölze und Qualitäten zulässig:

Zu verwendende Pflanzenarten:
Sträucher: Feldahorn, Hundsrose, Schlehe, Weißdorn, Hainbuche, Rotbuche, Faulbaum, Gemeiner
Schneeball, Gewöhnliches Pfaffenhütchen, Schlehe, Schwarzer Holunder.

Qualitäten:
Sträucher: leichte Sträucher, 1x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm.

Alternativ sind offene Zäune, die straßenseitig zu begrünen sind, zugelassen. Mauerwerk oder
Metallbaustoffe sind lediglich für Toranlagen zulässig.

3. Vorgartenbereiche im Sinne dieser örtlichen Bauvorschrift sind die Bereiche zwischen den
Straßenbegrenzungslinien und den Gebäuden. Die Vorgartenbereiche sind unversiegelt anzulegen und
mit Anpflanzungen oder Rasenflächen gärtnerisch zu gestalten. Die Verwendung von Gesteins- oder
Mineralkörnern (z. B. Kies) ist zu 25 % zulässig. Beeteinfassungen sind zulässig. Zugänge sowie
Zufahrten für die Anlagen des privaten ruhenden Verkehrs sind von dieser örtlichen Bauvorschrift
ausgenommen.

Hinweis zu den örtlichen Bauvorschriften:

Gem. § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer den örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt.
Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße geahndet werden.

Abgrenzung unterschiedlicher Lärmpegelbereiche (LPB) gem. DIN 4109X

Lärmpegelbereich gem. DIN 4109LPB II

Fläche für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche
Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

öffentliche Grünflächen

Folgende Flächen werden als Kompensationsflächen für den Bebauungsplan Nr. 170 "Zum Strand" in Anspruch genommen:
Gemeinde Garrel, Gemarkung Garrel, Flur 20, Flurstücke 240/11 und 239/24 (Gesamtfläche 21.738, anteilig 16.200 Werteinheiten)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

FLÄCHE FÜR KOMPENSATIONSMAßNAHMEN

Bebauungsplan Nr. 170
"Zum Strand"
mit örtlichen Bauvorschriften
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Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belstende Flächen, hier:
zugunsten der Gemeinde

9. Von der Bundesstraße 72 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die geplanten Bauvorhaben können
gegen über dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich
Immissionsschutzes geltend gemacht werden.

gez. Thomas Höffmann
L.S.

gez. A. Timmen
L.S.

gez. Hannes Korte

gez. Thomas Höffmann

gez. Thomas Höffmann

gez. Thomas Höffmann

gez. Thomas Höffmann

i.A. grosse Hillmann




